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LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Ministerium der Justiz Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf 

Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

für die Mitglieder 
des Rechtsausschusses 

Ministerium der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Der Minister 

49. Sitzung des Rechtsausschusses des Landtags Nordrhein­
Westfalen am 25. September 2024 

TOP „Verletztes Vertrauen der Gerichtsvollzieher nach gewaltsamem 
Übergriff' 

Anlage 
1 Bericht 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Rechtsausschusses übersende ich 
als Anlage einen öffentl ichen Bericht zu dem o. g. Tagesordnungspunkt. 

Mit freundl ichen Grüßen 

Dr. Benjamin Limbach 
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Ministerium der Justiz 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

49. Sitzung des Rechtsausschusses 

des Landtags Nordrhein-Westfalen 

am 25. September 2024 

Schriftlicher Bericht zu TOP: 

„Verletztes Vertrauen der Gerichtsvollzieher 

nach gewaltsamem Übergriff" 
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Die Fraktion der SPD nimmt die strafgerichtliche Verurteilung eines Schuldners wegen 
des Angriffs auf eine Gerichtsvollzieherin zum Anlass für Fragen nach der Unterstüt­
zung des Ministers der Justiz für Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher so­
wohl zur Verhütung von Übergriffen als auch nach einem Übergriff. 

Gegen die Gerichtsvollzieherin ist eine schwere Straftat verübt worden , die das Straf­
gericht als schwere räuberische Erpressung gemäß den §§ 255, 253, 250 des Straf­
gesetzbuches gewertet hat. Zu diesem Urteil und den Urteilsgründen kann das Minis­
terium der Justiz mit Rücksicht auf die richterliGhe Unabhängigkeit keine Stellung neh­
men. 

Das Ministerium der Justiz erwartet von allen Gerichts- und Behördenleitungen des 
Geschäftsbereichs, dass grundsätzlich alle Übergriffe gegen Justizangehörige zur An­
zeige gebracht werden , sofern sie nicht bereits polizeibekannt sind, und ein Strafantrag 
gestellt wird , wenn es sich bei dem Übergriff um eine Straftat handelt, die nur auf An­
trag verfolgt wird . Im vorliegenden Fall hatte der Übergriff einen Polizeieinsatz zur 
Folge, so dass die Straftat bereits bei der Polizei aktenkundig war und es zur Einleitung 
der Verfolgung also keiner Anzeige mehr bedurfte. Zudem handelt es sich um ein von 
Amts wegen zu verfolgendes Delikt, für das die Stellung eines Strafantrags nicht nur 
nicht erforderl ich , sondern strafrechtlich gar nicht vorgesehen ist. Dass das Unterlas­
sen nicht erforderl icher Strafanzeigen bzw. strafrechtlich gar nicht vorgesehener Straf­
anträge Auswi rkungen auf die strafgerichtl iche Würdigung einer Tat bzw. die Strafzu­
messung hätte, ist dem Ministerium der Justiz bislang nicht bekannt geworden. Das 
Ministerium der Justiz hat den vorliegenden Fall aber zum Anlass genommen, dieser 
Frage nachzugehen und die Vorgaben zum Anzeigeverhalten der Gerichts- und Be­
hördenleitungen erforderl ichenfalls anzupassen. 

Die Schutzausstattung der Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher des Landes 
Nordrhein-Westfalen ist in den letzten Jahren erheblich verbessert worden. Derzeit 
wird die Schutzausstattung um Reizstoffsprühgeräte erweitert. Nach einer Bedarfsab­
frage sind die Geräte bereits beschafft worden. Vor der Auslieferung an die Gerichts­
vollzieherinnen und Gerichtsvollzieher, die mit einem solchen Gerät ausgestattet wer­
den wollen, muss allerdings zunächst eine entsprechende Schulung bei den Oberlan­
desgerichten erfolgen , da die Reizstoffsprühgeräte waffenrechtlich als Waffe anzuse­
hen sind. Die Schulungen sind zum Teil bereits terminiert. 
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